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Stellungnahme des Bundesverbandes freier Berufsbetreuer zum Referentenentwurf 

eines Gesetzes zur Regelung einer Inflationsausgleichs-Sonderzahlung für berufliche 

Betreuer, Betreuungsvereine und ehrenamtliche Betreuer und zur Änderung des 

Betreuungsorganisationsgesetz (BetrInASG-E) 

 

I. Vorbemerkung 

Der Bundesverband freier Berufsbetreuer (BVfB) begrüßt, dass das Bundesjustizministerium 

in Absprache mit den Ländern eine Gesetzesinitiative vorbereitet, um nachträglich die 

inflationsbedingten Kostensteigerungen für selbständige Berufsbetreuer und Betreuungsver-

eine in den Jahren 2023 und 2024 auszugleichen. Vor allem selbständige Berufsbetreuer 

stellen eine von der Politik häufig vernachlässigte Berufsgruppe dar. Da sie sich einerseits 

nicht gewerkschaftlich organisieren können und wollen und ihnen andererseits immer noch 

keine Selbstverwaltung zugestanden wird, besteht lediglich die Möglichkeit, über die Berufs-

verbände auf ihre schwierige wirtschaftliche Situation aufmerksam zu machen, was in den 

vergangenen Monaten geschehen ist. Die Politik hat dies erkannt und mit dem vorliegenden 

Entwurf auf die problematische Situation reagiert. 

Der BVfB hat bereits 2019 in dem Gesetzgebungsverfahren über die Anpassung der 

Vormünder- und Betreuervergütung kritisiert, dass sich die Vergütung für freiberuflich tätige 

Betreuer nach der Finanzierung der Gesamtkosten für eine Vollzeit-Vereinsbetreuerstelle 

richten soll. Vor allem die Orientierung an dem Bericht der kommunalen Gemeinschaftsstelle 

für Verwaltungsmanagement (KGSt) ist sachlich unzureichend und trifft nicht auf freiberuflich 

arbeitende Betreuer zu. Insbesondere sind keine Kosten für Mitarbeiter berücksichtigt. 

Ein solches Vergütungssystem orientiert sich einseitig an der Situation der Betreuungsverei-

ne und überzeugt schon deshalb nicht, weil nach einer Schätzung des Instituts für Sozialfor-

schung und Gesellschaftspolitik weit über 80 % der Berufsbetreuer nicht als angestellte 

Betreuer in Vereinen beschäftigt sind, sondern ihren Beruf freiberuflich ausüben. Angesichts 

der inzwischen vom BVfB und anderen Verbänden durchgeführten Befragungen überzeugt 

inzwischen auch das Argument nicht mehr, es stünden keine verlässlichen Rahmendaten 

über die Kostensituation freiberuflich tätiger Betreuer zur Verfügung. Der BVfB möchte daher 

bereits jetzt mit Nachdruck darauf hinweisen, dass anlässlich der anstehenden Evaluation 

des Vergütungsrechts das Vergütungssystem insgesamt auf dem Prüfstand steht und einer 
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grundsätzlichen Korrektur bedarf. Dass sich die Vergütung für Freiberufler, die für sämtliche 

Sach- und Personalkosten in Ihren Büros aufkommen und für eine ausreichende Altersver-

sorgung und Krankenversicherung sorgen müssen, nach der Finanzierung eines Arbeits-

platzes für einen angestellten Vereinsbetreuer richten soll, ist wesensfremd und inzwischen 

nicht mehr nachvollziehbar. 

Es liegt auf der Hand, dass dieser Perspektivwechsel nicht anlässlich der kurzfristig 

notwendigen Reaktion des Gesetzgebers auf die inflationsbedingten Kostensteigerungen 

vollzogen werden kann, so dass sich der BVfB im Rahmen dieser Stellungahme an der noch 

geltenden Rechtslage orientiert. Jedoch werden wir auf die inflationsbedingt gestiegenen 

Sachkosten bereits in dieser Stellungnahme eingehen.  

 

II. Verbesserungsvorschläge und Wertungswidersprüche 

Lässt man sich auf die innere Logik des Referentenentwurfes ein, fallen einige Wertungs-

widersprüche auf: 

 

1. Befreiung von der Einkommensteuer entsprechend § 3 Nr. 11 c EStG 

Wie für Arbeitnehmer in § 3 Nr. 11 c EStG vorgesehen, sollten Inflationsausgleichszahlungen 

an selbständige Berufsbetreuer ebenfalls von der Einkommensteuer befreit sein. Dies sollte 

auch für den Fall gelten, dass die Ausgleichszahlungen in einem Jahr einen Betrag von 

3.000,00 € übersteigen. 

Nach dem Referentenentwurf ist die Höhe der Ausgleichszahlung von der Anzahl der 

geführten Betreuungen abhängig. Dies ist nachvollziehbar, da erfahrungsgemäß und nach 

dem Ergebnis der Mitgliederbefragung des BVfB ein Zusammenhang zwischen den Sach- 

und Personalkosten für ein Betreuungsbüro und der Anzahl der geführten Betreuungen 

besteht. Je mehr rechtliche Betreuungen übernommen werden, desto höher liegen in der 

Regel die Sach- und Personalkosten. Von den inflationsbedingten Kostensteigerungen, die 

anlässlich der Berufsausübung entstehen, werden folglich „größere Betreuungsbüros“ 

grundsätzlich stärker betroffen sein als „kleinere Betreuungsbüros“, so dass es sachgerecht 

erscheint, auch die über einen Betrag von 3.000,00 € hinausgehenden Ausgleichszahlungen 

steuerfrei zu stellen.  

Bei der in dem Entwurf angestellten Berechnung für eine monatliche Ausgleichszahlung pro 

Betreuung wird von durchschnittlich 41,3 Betreuungen ausgegangen. Dies entspräche einer 
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Ausgleichszahlung in Höhe von ca. 3.700,00 Euro im Jahr 2024, also einem steuerfreien 

Betrag, der den in § 3 Nr. 11 c EstG genannten Betrag nur geringfügig übersteigt. 

 

2. Einmalzahlung  

Die im Öffentlichen Dienst Beschäftigten und folglich auch Vereinsbetreuer haben nach dem 

Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst 2023 bereits eine Einmalzahlung in Höhe von 

1.240,00 € im Juni 2023 erhalten und werden bis Februar 2024 weitere Einmalzahlungen in 

Höhe von insgesamt 1.760,00 € erhalten.  

Demgegenüber sieht der Referentenentwurf vor, dass die Sonderzahlungen für selbständige 

Berufsbetreuer zusammen mit den jeweiligen Vergütungsanträgen geltend gemacht werden 

müssen. Die bereits 2022 und 2023 eingetretenen inflationsbedingten Kostensteigerungen 

werden demnach für selbständige Berufsbetreuer erst Ende 2025 - also fast zwei Jahre 

später als für angestellte Berufsbetreuer - durch die Sonderzahlungen einigermaßen 

kompensiert. Dies stellt eine sachlich nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung im 

Vergleich zu Vereinsbetreuern dar.  

Der BVfB hält daher eine dem Tarifabschluss im Öffentlichen Dienst vergleichbare Einmal-

zahlung im ersten Quartal 2024 für selbständige Berufsbetreuer für unumgänglich. Diese 

Einmalzahlung sollte - abweichend von der Regelung in § 3 Abs. 1 BetrInASG-E -

unabhängig von einem Vergütungsantrag nach §§ 8, 9 VBVG geltend gemacht werden 

können.  

Zwei weitere Aspekte sprechen für eine Einmalzahlung, die rechtlichen Betreuern und 

Betreuungsvereinen unabhängig von einem Vergütungsantrag nach dem VBVG ausgezahlt 

wird:  

➢ Nach § 15 Abs. 2 VBVG in Verbindung mit § 292 Abs. 2 FamFG können Berufs-

betreuer Dauervergütungsanträge stellen. Entsprechende Anträge werden bundes-

weit gestellt und positiv beschieden. Berufsbetreuer, die ihre Vergütung auf Grund 

einer dauerhaften Festsetzung der Verfügung erhalten, werden und können keine 

Vergütungsanträge für den Zeitraum der festgesetzten Dauervergütung stellen. Sie 

hätten nach der in dem Entwurf vorgesehenen Regelung in § 3 Abs. 1 BetInASG-E 

keine Möglichkeit, die Sonderzahlung zu beantragen. Zwar könnte der Gesetzgeber 

eine Anpassung der Dauervergütungsbeschlüsse unter Berücksichtigung der 

Sonderzahlungen regeln. Der damit verbundene bürokratische Aufwand ist jedoch 
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kaum einzuschätzen und der mit der Regelung in § 15 Abs. 2 VBVG verfolgte Zweck, 

die Auszahlung der Vergütung zu erleichtern, würde dadurch konterkariert. 

 

➢ Die Sonderzahlungen dürfen zwecks Vermeidung einer Ungleichbehandlung nicht 

einkommensteuerpflichtig sein (s.o.). Würden die Vergütungen zuzüglich der Sonder-

zahlungen von den Gerichten zusammen festgesetzt und der Gesamtbetrag ausge-

zahlt, unterläge die nach VBVG festgesetzte Vergütung der Einkommensteuer, die 

Sonderzahlung jedoch nicht. Auch dies würde für selbständige Berufsbetreuer bei der 

Anfertigung ihrer Einkommensteuererklärungen einen erheblichen Mehraufwand zur 

Folge haben, da sie aus den überwiesenen Beträgen jeweils die steuerfreien Sonder-

zahlungen herausrechnen müssten. Durch eine Einmalzahlung ließe sich dies 

vermeiden. 

Der BVfB schlägt daher vor, eine Ausschlussfrist festzusetzen – beispielsweise 30.06.2024 – 

bis zu der selbständige Berufsbetreuer und Betreuungsvereine einen Antrag auf Festsetzung 

der Sonderzahlung bei den Betreuungsgerichten stellen können. Die Höhe der Sonderzah-

lung könnte sich nach einer - pro rechtlicher Betreuung - monatlich zu berücksichtigenden 

Sondervergütung für 24 Monate (2022 / 2023) richten, die in dem Entwurf mit 7,50 € jedoch 

deutlich zu gering angesetzt ist. 

 

3. Inflationsbedingte Kostensteigerungen im Jahr 2022 

Der BVfB hat in seiner Mitgliederbefragung im Frühjahr 2023 unter anderem nach der Höhe 

der Personal- und Sachkosten in den Jahren 2021 und 2022 gefragt. An der Umfrage haben 

sich 757 selbständige Berufsbetreuer beteiligt. Im Durchschnitt lagen die Sach- und Perso-

nalkosten für haupt- und nebenberuflich tätige Betreuer im Jahr 2022 im Vergleich zum 

Vorjahr um 24 % höher, was sich nur mit der seit Februar 2022 eingetretenen starken 

Inflation erklären lässt (vgl. Anlage). Die Umfrage hat weiter ergeben, dass die in dem KGSt-

Bericht "Kosten eines Arbeitsplatzes" zugrunde gelegten 7.810,00 Euro (Sachkosten – ohne 

Reisekosten, Porto und Telekommunikation)1 hauptberuflich tätiger Betreuer im Jahr 2022 

bei 13.017,70 Euro lagen; also um 66,68 % höher, als in dem KGSt-Bericht "Kosten eines 

Arbeitsplatzes" angenommen (vgl. Anlage). Die Zahlen zeigen, dass eine monatliche 

Sonderzahlung von 7,50 Euro pro Betreuung nicht ansatzweise ausreicht, um die inflations-

bedingten Kostensteigerungen aufzufangen. 

 
1 Vgl. hierzu den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Anpassung der Vormünder- und  

   Betreuervergütung, Seite 16. 
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4. Berechnung der Ausgleichszahlung anhand des Arbeitgeber-Bruttolohnes 

Selbst wenn man sich – wie in dem Referentenentwurf – bei der Berechnung der pro Betreu-

ung monatlich zu zahlenden Sonderzahlung an den Gesamtkosten pro Vollzeit- Betreuerstel-

le orientiert, hätte bei der Berechnung nicht das Arbeitnehmer-Bruttogehalt zugrunde gelegt 

werden dürfen, sondern - wie in dem Entwurf der Bunderegierung für ein Gesetz zur 

Anpassung der Vormünder- und Betreuervergütung -  das Arbeitgeber-Bruttogehalt, das mit 

zusätzlich 25 % (Bruttopersonalkosten; seinerzeit 13.147,03 € im Jahr) berücksichtigt 

worden ist. Die in dem Entwurf zugrunde gelegten Lohnsteigerungen in Höhe von 441,43 

Euro müssten daher, wenn man der Berechnung in dem genannten Gesetzentwurf aus dem 

Jahr 2019 folgt - ebenfalls um 25 % erhöht werden (551,78 €). Die monatlich zu pro 

Betreuung zu zahlenden Sondervergütung läge dann bei 8,60 € anstatt bei 7,50 €. 

5. Abschaffung der Vergütungstabelle A 

Der BVfB folgt nicht dem von einigen Verbänden propagierten „Weltuntergangsszenario“, 

nach dem sich sämtliche Berufsbetreuer und Betreuungsvereine wegen der unzureichenden 

Vergütung und den Auswirkungen der Inflation in einer wirtschaftlichen Krise befinden bzw. 

kurz vor der Insolvenz stehen. Der BVfB hält es auch nicht für richtig, Forderungen nach 

einer angemessenen Vergütung hinter den Interessen betreuter Menschen und den Zielen 

der UN-Agenda 2030 - nämlich dem Erhalt leistungsfähiger inklusiver Institutionen - zu 

verstecken. Stattdessen setzen wir uns für eine angemessene – nicht auskömmliche – 

Vergütung unserer Mitglieder ein, die einer phasenweise sehr kräftezehrenden und 

emotional aufreibenden Tätigkeit nachgehen.  

Allerdings ist der BVfB der Ansicht, dass diese Tätigkeit für die in der Vergütungstabelle A 

vorgesehenen Fallpauschalen nicht mehr ausgeübt werden kann. Mit der Einführung des 

Sachkundenachweises verfügen zukünftig sämtliche Berufsbetreuer über eine fachliche 

Qualifikation und wird hinsichtlich der anzuwendenden Vergütungstabelle nicht mehr danach 

differenziert, ob durch eine Ausbildung betreuungsrelevante Kenntnisse vermittelt werden. 

Rechtliche Betreuer ohne betreuungsrelevante Kenntnisse gibt es demnach nicht mehr. 

Letzteres war aber ein Grund für die niedrigen Fallpauschalen in der Vergütungstabelle A.  

Nach der ISG-Studie rechnen weniger als 5 % der Berufsbetreuer (ca. 700 Berufsbetreuer) 

nach der Vergütungstabelle A ab (Anmerkung: seinerzeit noch Vergütungsstufe 1 – vgl. ISG-

Abschlussbericht, Seite 65: 2 % der Vereinsbetreuer / 5 % der selbständigen Betreuer). Dies 

entspricht im Wesentlichen dem Ergebnis der Mitgliederbefragung des BVfB. Die 

wirtschaftlichen Auswirkungen einer Abschaffung der Vergütungstabelle A sind daher über-

schaubar. Gesetzestechnisch wäre es einfach, die Vergütungstabelle A durch eine 
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Streichung des § 8 Abs. 2 Nr. 1 VBVG und eine Änderung des § 8 Abs. 1 Nr. 2 VBVG 

abzuschaffen. Den betroffenen Betreuern stünde dann immerhin eine Vergütung nach der 

Vergütungstabelle B zu. Im Interesse derjenigen, die tatsächlich existentiell von den Auswir-

kungen der Inflation betroffen sind, fordert der BVfB daher den Gesetzgeber auf, die 

Vergütungstabelle A unverzüglich abzuschaffen. 

 

III. Änderung des § 21 BtOG 

Der BVfB hat Verständnis für die in dem Entwurf vorgesehene Änderung des § 21 BtOG. 

Insbesondere stellt es eine unnötige Belastung für ehrenamtliche Betreuer dar, mehrfach - 

also in jedem Verfahren über die Anordnung einer ehrenamtlichen Betreuung - Unterlagen 

über den Nachweis der persönlichen Eignung und Zuverlässigkeit (Führungszeugnis / 

Auskunft aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis) vorzulegen.  Soweit in der Begründung 

des Entwurfes auf Seite 18 auf nicht vorhandene E-Mail-Adressen und Online-Zugänge 

ehrenamtlicher Betreuer hingewiesen wird, haben wir allerdings erhebliche Bedenken, ob 

Personen ohne entsprechende Kommunikations- und Informationsmöglichkeiten überhaupt 

in der Lage sind, die Interessen der von ihnen betreuten und vertretenen Menschen 

angemessen wahrzunehmen. 

Berlin, 22.08.2023 

 

_____________________________________ 

Walter Klitschka 
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Anlage zur Stellungnahme des BVfB zum BetInASG-E – Auszug aus der Mitgliederbefragung 

 

 

 

Sach- und Personalkosten von Berufsbetreuern, die 39 oder mehr rechtliche Betreuungen führen 

(hauptberuflich tätig) 

                                

                                                                                        
          

                     
      

               

                                               

                                           

                                         


